
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

liebe Freunde,  
 

die türkische Regierung muss 
72 Kriterien erfüllen, um ab Ju-
ni 2016 mit Visafreiheit rech-
nen zu können. Eine der noch 
ausstehenden Bedingungen ist 
die Anpassung der  türkischen  

Anti-Terrorgesetze. Staatspräsident Erdogan 
verweigert bislang eine Umsetzung und droht 
der EU stattdessen mit einer neuen Flücht-
lingswelle. Für mich steht fest: Die Drohgebär-
den Erdogans sind keine gute Grundlage für 
eine vertrauensvolle Zusammenarbeit. Wir 
wollen eine Kooperation mit der Türkei, er-
pressen lassen wir uns aber nicht. Wie jedes 
andere Land auch, muss die Türkei sämtliche 
Kriterien erfüllen – eine Sonderstellung gibt es 
nicht. Deshalb ist es auch richtig, dass das 
Europäische Parlament die Beratungen über 
die Visaliberalisierung zurückgestellt hat. Am 
Ende muss Europa seine Probleme alleine 
lösen. Höchste Priorität hat daher weiterhin 
ein Verteilungsschlüssel für Flüchtlinge in der 
EU. Ohne eine Revitalisierung des Solidari-
tätsgedankens wird die EU ihrer humanitären 
Verantwortung nicht gerecht und aus ihrer 
Krise nicht herausfinden.  
 
Die Atempause beim Flüchtlingszuzug war 
ebenfalls Thema bei einem Treffen der 
CDU/CSU-Arbeitnehmergruppe mit der Bun-
deskanzlerin. Im Rahmen des Gesprächs mit 
Angela Merkel wurde einhellig auch die Flexi-
Rente begrüßt, auf dessen Einführung man sich 
diese Woche innerhalb der Koalition verstän-
digt hat.  
Diese und weitere Themen und Termine be-
gleiteten meine Arbeit in dieser Woche in 
Berlin: 
 Kongress der CDU/CSU-Fraktion: „Luftver-

kehrsstandort Deutschland“ 
 MdB-Gesprächsrunde zum „Wertstoffgesetz“ 

mit heimischen Abfallunternehmen 
 Verkehrspolitischer Meinungsaustausch mit 

der TÜV (AG) 
 Gespräch zu „DocStop“ mit dem BMVI 

 Koalitionsgespräch mit Bundesverkehrsmi-
nister Dobrindt 

 Gedankenaustausch der verkehrspolitischen 
Sprecher mit den Industrie- und Handels-
kammern aus dem Ruhrgebiet 

 Diskussion mit Vertretern der Bahn AG  
 

Ich wünsche Ihnen weiterhin eine interessante 
Lektüre des Newsletters und möchte Sie zu-
dem auf meine Homepage www.cdu-
sendker.de hinweisen. 
 

Ihr 

 
Reinhold Sendker MdB 
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Fluchtursachen bekämpfen – Aufnahme-
staaten um Syrien sowie Libyen stärken 
 
Laut dem Flüchtlingshilfswerk der Vereinten Nationen (UNHCR) befinden 
sich weltweit mit rund 60 Millionen so viele Menschen wie noch nie seit 
dem Zweiten Weltkrieg auf der Flucht. Ein Teil dieser Flüchtlinge erreicht 
Deutschland und Europa. Die überwältigende Mehrheit bleibt jedoch als 
Binnenvertriebene im eigenen Land oder findet in Nachbarstaaten Schutz – 
insgesamt halten sich fast 90% der Flüchtlinge in Entwicklungsländern auf. 
Die Herausforderungen der Migrationskrise betreffen Europa als Ganzes. 
Neben dem Engagement Deutschlands wird es deshalb künftig auch darauf 
ankommen, die Aktivitäten der EU in ihrem äußeren Wirken nicht nur mit 
Blick auf die Türkei, sondern auch mit Blick auf die Fluchtursachenbe-
kämpfung und die Stabilisierung der anderen Aufnahmestaaten zu intensi-
vieren. 
Die durch Aufnahme von Flüchtlingen und Vertriebenen besonders gefor-
derten Aufnahmestaaten der Region um Syrien sind die Türkei, Jordanien, 
Libanon und der Irak. Der kurzfristige Zuzug von Millionen von Flüchtlin-
gen stellt diese Staaten vor große Herausforderungen: So hat der Libanon 
bisher ca. 1,1 Millionen syrische Flüchtlinge bei 4,5 Millionen einheimi-
scher Bevölkerung aufgenommen. Zuzüglich sind die seit Jahrzehnten dort 
lebenden palästinensischen Flüchtlinge (450.000) zu sehen. Beides hat zur 
höchsten Flüchtlingsquote pro Kopf weltweit geführt. Die Türkei hat mit ca. 
2,7 Millionen syrischer Flüchtlinge die weltweit höchste absolute Zahl an 
Flüchtlingen aufgenommen. Die im Irak befindlichen ca. 250.000 syrischen 
Flüchtlinge und ca. 3,3 Millionen Binnenvertriebene stellen diesen um poli-
tische Einheit ringenden Staat zusätzlich zur Bekämpfung des IS im Land 
vor große Herausforderungen. Auch Jordanien ist bei einer einheimischen 
Bevölkerung von 6,5 Millionen (hier werden ca. 3 Millionen Palästinenser 
bereits eingerechnet) mit ca. 640.000 syrischen Flüchtlingen (neben ca. 
60.000 irakischen Flüchtlingen) großen Belastungen ausgesetzt. 
Deutschland stellt daher auch über die EU für die Türkei signifikante Sum-
men bereit. Ein Teil des auf dem EU-Türkei-Gipfel am 29. November 2015 
beschlossenen Aktionsplans ist die Bereitstellung finanzieller Unterstüt-
zung zugunsten der Türkei in Höhe von anfänglich 3 Mrd. Euro. Hiermit 
sollen in der Türkei lebende syrische Flüchtlinge und deren Aufnahmege-
meinden unterstützt werden.  
Die EU engagiert sich zudem mit zwei weiteren Treuhandfonds. Der EU-
Treuhandfonds Syrien zielt prioritär auf Maßnahmen in den Nachbarlän-
dern Syriens im nicht-humanitären Bereich ab. Derzeit ist der Fonds mit rd. 
730 Mio. Euro befüllt. Der EU-Treuhandfonds Afrika wurde auf dem EU-
Valletta-Gipfel aufgelegt, um Maßnahmen in Afrika zur Bekämpfung der 
Ursachen von irregulärer Migration und Flucht zu finanzieren. Dieser Fonds 
ist aktuell mit knapp 1,9 Mrd. Euro ausgestattet. 
Durch die Summe aller Maßnahmen können Bleibeperspektiven der Men-
schen in der Region mittelfristig erhalten bleiben und Institutionen und 
Gesellschaften gestärkt werden. Auf diese Weise kann Deutschland einen 
Beitrag zur Überbrückung der nötigen Zeit leisten, bis eine politische Lö-
sung für Syrien erreicht ist, ohne die eine dauerhafte Fluchtursachenbe-
kämpfung im Nahen Osten letztlich nicht möglich ist. 
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Bund baut Barrierefreiheit aus – Nun sind 
Länder, Kommunen und Betriebe am Zug 
Bundestag verabschiedet neues Behindertengleichstellungsgesetz 

 
Der Deutsche Bundestag verabschiedet diese Woche die Reform des 
Behindertengleichstellungsgesetzes. Dazu erklärt der Beauftragte für 
Menschen mit Behinderungen der CDU/CSU-Fraktion im Deutschen 
Bundestag, Uwe Schummer MdB: 

 
„Nach 14 Jahren ist das Behindertengleichstellungsgesetz (BGG) renovierungsbedürftig. Seit 
2009 ist die UN-Behindertenrechtskonvention in Deutschland geltendes Recht. Die unionsge-
führte Bundesregierung hat daher das Gesetz insgesamt modernisiert und an die Konvention 
angepasst. 
Mit dem BGG hat sich der Bund 2002 verpflichtet, in seinem Verantwortungsbereich Barriere-
freiheit schrittweise umzusetzen. Die Bundesländer haben mit ihren Landesgleichstellungsge-
setzen nachgezogen. Jetzt wird das BGG an neue Zielgruppen und Standards angeglichen. An-
gebote in Leichter Sprache gehen auf die Bedürfnisse von Menschen mit Lernbeeinträchtigun-
gen und psychischer Erkrankung ein. Firmen, die vom Bund Drittmittel erhalten, sind künftig 
an die Richtlinien des BGG gebunden. Damit wirkt das Gesetz mittelbar in die Wirtschaft hin-
ein.  
Eine neue Bundesfachstelle für Barrierefreiheit wird Bundesbehörden künftig beim Thema 
Barrierefreiheit unterstützen und mittelfristig auch Private, Kommunen und öffentliche Ein-
richtungen beraten. Ein neues, kostenloses Schlichtungsverfahren soll außerdem verhindern 
helfen, dass Menschen mit Behinderungen im Streitfall langwierige Gerichtsverfahren durch-
laufen müssen. Nicht nur Verbände, sondern auch Einzelpersonen können die Schlichtungs-
stelle einschalten. Sie wird bei der Beauftragten für die Belange behinderter Menschen ange-
siedelt und arbeitet unabhängig.  
Der Bund geht mit dem neuen BGG mit gutem Beispiel voran. Die Länder, die Kommunen und 
die Wirtschaft sind jetzt am Zug, Barrierefreiheit in ihrer Verantwortung zu realisieren.“ 

       Foto: Laurence Chaperon 
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Flexi-Rente zügig umsetzen 
Koalition will noch vor der Sommerpause einen Gesetzentwurf 

 
Nachdem sich CDU/CSU und SPD in dieser Woche auf einen Kompromiss zu Zeitarbeit und 
Werkverträgen verständigt haben, erwartet die Union nun auch eine schnelle Umsetzung der 
Flexi-Rente. Dazu erklärt der arbeitsmarkt- und sozialpolitische Sprecher der CDU/CSU-
Bundestagsfraktion, Karl Schiewerling: 

 
„Die gestrige Einigung ist auch ein wichtiger Schritt, um andere Projekte der Koalition zügig aufs Gleis zu setzen.  
Dazu gehört die Umsetzung der Flexi-Rente. Eine Koalitionsarbeitsgruppe hatte sich bereits im November auf die 
Eckpunkte verständigt und einen Abschlussbericht vorgelegt. Derzeit wird ein Gesetzentwurf erarbeitet. Hierzu wa-
ren noch einige Detailfragen zu klären. Nun wollen wir erreichen, dass vor der Sommerpause auch der Gesetzent-
wurf kommt. 
Mit der Flexi-Rente wollen wir Frühverrentung vermeiden und Anreize zum längeren Verbleib im Erwerbsleben 
erhöhen. Das Hinzuverdienstrecht wird wesentlich vereinfacht. 
Wir wollen durch klare und transparente Information den Menschen zeigen, wie sich längeres Arbeiten lohnen kann 
und welche flexiblen Übergänge möglich sind. Hierfür wollen wir eine transparente Renteninformation, die jeder 
versteht.  
Arbeitgeberbeiträge zur Rentenversicherung bringen derzeit keinen rentenrechtlichen Vorteil für die Beschäftigten. 
Das wollen wir ändern, und es belohnen, wenn der Arbeitnehmer seinen Beitrag leistet. 
Der isolierte Arbeitgeberbeitrag zur Arbeitslosenversicherung bei Beschäftigung nach der Regelaltersgrenze soll zu-
dem befristet für fünf Jahre entfallen. – Denn Arbeitnehmer, die die Regelaltersgrenze bereits erreicht haben, sind 
versicherungsfrei.“          Foto: Teamfoto Marquardt 
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